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per E-Mail

Wien, am 02. März 2026
Zl.802/020626/HA


An alle Landesgeschäftsführer!



Sehr geehrte Herren Landesgeschäftsführer!

Die EU-Richtlinie (Clean-Vehicles Directive) und in weiterer Folge das Straßenfahrzeug-Beschaffungsgesetz (SFBG) enthalten nicht nur verbindliche Beschaffungsquoten für „saubere Fahrzeuge“ innerhalb bestimmter Zeiträume (Bezugszeiträume), sondern auch diesbezüglich Meldepflichten für öffentliche Auftraggeber. 
Nachdem der erste Bezugszeitraum (03.08.2021 bis 31.12.2025) Ende 2025 endete, ist jeder öffentliche Auftraggeber, der in diesem Zeitraum Straßenfahrzeuge beschafft bzw. eingesetzt hat, angehalten, einen Bericht zu erstatten. Wichtig ist, dass nicht alle Fahrzeuge dem Gesetz unterliegen (nähere Informationen hierzu siehe Punkt „Ausnahmen“).
Grundlage für die Berichtspflicht durch Gemeinden ist die im Sommer erlassene Einmeldeverordnung (BGBl. II 88/2025), die die Auftraggeber verpflichtet, direkt in ein zentrales Register einzumelden. Eine Einmeldung ist ausschließlich über das auf JustizOnline (https://justizonline.gv.at/) eingerichtete zentrale elektronische Einmeldeystem und die dort bereitgestellten elektronischen Formulare möglich. Die Frist für die Einmeldung für den ersten Bezugszeitraum läuft bis 31. März 2026. 
Weitere Informationen zur Berichtspflicht bietet ein Rundschreiben des Bundesministeriums für Justiz (BMJ) mitsamt umfangreicher FAQs (siehe Beilagen), das an alle Länder mit dem Ersuchen ergangen ist, ihre nachgeordneten Dienststellen sowie die ihrem Wirkungsbereich zugeordneten Auftraggeber (somit auch Gemeinden) hievon zu informieren.

Bezugszeiträume und Quoten
Das Straßenfahrzeug-Beschaffungsgesetz verpflichtet alle öffentlichen Auftraggeber, in fixierten Bezugszeiträumen bestimmte Mindestanteile von sogenannten „sauberen Straßenfahrzeugen“ bei der Beschaffung und beim Einsatz von Straßenfahrzeugen zu erreichen. 
Über die Medien des Österreichischen Gemeindebundes wurde hierüber bereits mehrfach informiert:
https://www.kommunalnet.at/2021/10/19/beschaffung-von-strassenfahrzeugen-was-gibt-es-zu-beachten/
https://www.kommunalnet.at/2025/07/09/vergaberecht-das-gilt-jetzt-bei-direktvergabe-und-fahrzeugbeschaffung/
https://www.kommunalnet.at/2025/11/11/strassenfahrzeugbeschaffung-gemeinden-drohen-drakonische-geldbussen/
https://www.kommunalnet.at/2025/12/29/strassenfahrzeug-beschaffungsgesetz-statistische-einmeldepflichten/
Die CVD überlässt es dabei den Mitgliedstaaten, wie diese gesamtstaatliche Quote erreicht wird. Österreich ist den für Gemeinden ungünstigen Weg gegangen und hat die Richtlinie in der Weise umgesetzt, dass eine gleichmäßige Verteilung der Quote auf alle betroffenen Auftraggeber über den Bezugszeitraum erfolgt. 

Die Richtlinie und damit auch das SFBG sehen zwei Bezugszeiträume vor:
· 1. Bezugszeitraum: 03.08.2021 bis 31.12.2025
· 2. Bezugszeitraum: 01.01.2026 bis 31.12.2030

Innerhalb der Bezugszeiträume sind insgesamt folgende Mindestanteile an „sauberen“ Fahrzeugen bei der Beschaffung bzw. beim Einsatz der Straßenfahrzeuge einzuhalten:
· 38,5 Prozent bei leichten Straßenfahrzeugen (Pkw). Dieser Wert gilt für alle Bezugszeiträume, wobei er aber ab dem 2. Bezugszeitraum und damit seit dem 1. Jänner 2026 ausschließlich durch Nullemissionsfahrzeuge sicherzustellen ist.
· 10 Prozent bei schweren Straßenfahrzeugen (Lkw). Ab dem 2. Bezugszeitraum erhöht sich dieser Wert auf 15 Prozent.
· 45 Prozent bei schweren Straßenfahrzeugen (Busse). Ab dem 2. Bezugszeitraum erhöht sich dieser Wert auf 65 Prozent und es ist stets die Hälfte des Mindestanteils durch Nullemissionsfahrzeuge sicherzustellen.
Keine Verpflichtung gibt es, in jedem einzelnen Vergabeverfahren, in dem Straßenfahrzeuge beschafft oder eingesetzt werden, den Mindestanteil zu erfüllen (es zählt der gesamte Bezugszeitraum).
Die Berechnung der Quote erfolgt pro Fahrzeugkategorie („Pkw“, „Lkw“, „Busse“) von allen beschafften bzw. eingesetzten Straßenfahrzeugen je Kategorie im jeweiligen Bezugszeitraum. Bei der Berechnung ist ausschließlich auf die Stückzahl der sauberen Straßenfahrzeuge je Kategorie im Verhältnis zur Gesamtanzahl aller beschafften bzw. eingesetzten Straßenfahrzeuge je Kategorie im Rahmen eines Bezugszeitraumes abzustellen.
Für Auftraggeber gibt es die Möglichkeit der Bildung von sogenannten Erfassungsgemeinschaften. Es handelt sich dabei um den Zusammenschluss von mindestens zwei Auftraggebern, die zumindest für einen ganzen Bezugszeitraum die gemeinsame Erreichung von einem oder mehreren Mindestanteilen vereinbaren. So kann eine Erfassungsgemeinschaft auch nur hinsichtlich emissionsfreier Busse eingegangen werden. 
Ein Auftraggeber kann für einen Mindestanteil für einen Bezugszeitraum nur Partei einer Erfassungsgemeinschaft sein. Die Erfassungsgemeinschaft muss jedenfalls vor dem Ende des betreffenden Bezugszeitraums vereinbart werden (§ 5 Abs. 2 SFBG).

Ausnahmen 
Wichtig ist, dass Lieferaufträge von Straßenfahrzeugen (Kauf, Leasing, Miete, Ratenkauf) unter dem EU-Oberschwellenbereich vom Geltungsbereich dieses Gesetzes ausgenommen sind. Der EU-Schwellenwert bei Liefer- bzw. Dienstleistungen lag bis Ende 2025 bei 221.000 Euro (exkl. USt). Seit 1. Jänner 2026 liegt dieser bei 216.000 Euro (exkl. Ust.). Aufträge unterhalb dieser Wertgrenze fallen in den „Unterschwellenbereich“ und sind nicht vom Anwendungsbereich des SFBG umfasst.
Zu beachten ist aber, dass die Zusammenrechnungsregel des § 15 BVergG (Lieferaufträge) gilt: Bei regelmäßig wiederkehrenden Lieferaufträgen sowie bei Lieferaufträgen, die innerhalb eines bestimmten Zeitraumes verlängert werden sollen, ist der Gesamtwert der aufeinander folgenden Aufträge innerhalb eines Jahres relevant. Beschaffungen innerhalb eines Jahres sind zusammenzurechnen, jedoch nur innerhalb der einzelnen Fahrzeugkategorien.
Werden drei PKWs und ein LKW innerhalb eines Jahres beschafft, sind diese bei der Berechnung des geschätzten Auftragswertes aufgrund des unterschiedlichen Verwendungszwecks (Personenbeförderung vs. Lastenbeförderung) nach Auffassung des BMJ nicht zusammenzurechnen. Der geschätzte Auftragswert wäre daher jeweils für die drei PKWs (diese wären zusammenzurechnen) und den LKW zu ermitteln. Wenn daher die drei PKW und der LKW nur gemeinsam die Oberschwelle erreichen, ist von Beschaffungen im Unterschwellenbereich auszugehen. Die Beschaffungen fallen dann nicht in den Anwendungsbereich des SFBG.
Vom Geltungsbereich der EU-Richtlinie und vom nationalen Beschaffungsgesetz sind alle Fahrzeuge mit eigenem Antrieb ausgenommen, die speziell für die Verrichtung von Arbeiten konstruiert wurden und nicht zur Beförderung von Personen oder Gütern geeignet sind. Ausgenommen sind daher etwa Schneepflüge, Kehr- oder Streufahrzeuge, so sie eigens für diese Arbeiten konstruiert wurden. Aber Vorsicht: Ausgenommen von dieser Ausnahme sind all jene Fahrzeuge, die ein Kraftfahrzeugfahrgestell mit lediglich angehängten Maschinen haben. Letztlich könnten diese Fahrzeuge (etwa Fahrzeuge von Straßenmeistereien und Bauhöfen) auch anderweitig genutzt werden, so die entsprechende Argumentation der EU-Kommission.
Ausdrücklich ausgenommen werden auch bestimmte Fahrzeuge, so etwa Krankenwägen, gepanzerte Fahrzeuge, Leichenwägen, mobile Kräne, Fahrzeuge, die für den Katastrophenschutz, die Feuerwehr und die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung konstruiert, gebaut oder angepasst wurden (z.B. Einsatzfahrzeuge). Aber auch hier Vorsicht: Müllsammelfahrzeuge sind explizit von dieser Ausnahme ausgenommen und fallen, obwohl sie zumeist eigens für die Abfallwirtschaft konstruiert oder adaptiert werden, voll und ganz in den Geltungsbereich dieses Regelwerks (für den Fall, dass im Oberschwellenbereich beschafft wurde).
Grundsätzlich sind Fahrzeuge auch dann ausgenommen, wenn die Marktverfügbarkeit nicht gegeben ist. Den Nachweis, dass die Marktverfügbarkeit nicht gegeben ist bzw. war, hat der Auftraggeber zu erbringen. Hohe Anschaffungs- und Betriebskosten von „sauberen“ Fahrzeugen (etwa Ladestationen und die dazugehörige Infrastruktur) bieten jedoch keinen Anlass, sich auf die fehlende Marktverfügbarkeit zu berufen. Gleiches gilt für notwendige Umstellungen betrieblicher Abläufe bedingt durch den Einsatz sauberer bzw. emissionsfreier Straßenfahrzeuge.
Im Falle des Abrufs aus Rahmenvereinbarungen etwa der BBG wird auf den Abruf abgestellt: Wenn daher Abrufe aus einer Rahmenvereinbarung erfolgen, die unter dem Oberschwellenbereich erfolgen (es gelten die Zusammenrechnungsregeln), dann fallen die Fahrzeuge nicht unter das SFBG.
Wenn die Rahmenvereinbarung vor dem Beginn des ersten Bezugszeitraums (vor Ablauf des 2. August 2021) eingeleitet oder abgeschlossen wurde (die BBG schließt eine Rahmenvereinbarung mit einem Lieferanten), dann gilt folgendes:
Das SFBG gilt nicht für Aufträge, die aufgrund einer Rahmenvereinbarung vergeben werden, bei welcher das jeweilige Vergabeverfahren vor Ablauf des 2.8.2021 bekannt gemacht oder eingeleitet wurde. Straßenfahrzeuge, die aus solchen Rahmenvereinbarungen abgerufen wurden, sind damit auch nicht von der Berichtspflicht nach § 7 SFBG erfasst und haben bei der Berechnung der Mindestanteile außer Betracht zu bleiben.



Mit freundlichen Grüßen

Für den Österreichischen Gemeindebund:

	Der Präsident:
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	[image: ]Der Generalsekretär:

	Bgm. DI Johannes Pressl 
	Mag. Gerald Poyssl
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